
Politik und 
Gesellschaft Außenpolitik 

 
Die Außenpolitik Deutschlands resultiert aus der Einwirkung der internationalen Politik und 
der eigenen Gesellschaft auf das nationale politische System. Sie wird durch folgende 
Eckpunkte festgelegt; 
 

Wahrung des Friedens; Verbot eines Angriffskrieges;  

Einbindung in die europäische Integration 

Einbindung in das transatlantische Sicherheitssystem 

Notwendigkeit guter Ostverbindungen wegen zentraler Lage in Europa 

Exportnation; Integration in den Weltmarkt 

Hohe Rohstoff- und Exportabhängigkeit 

Verantwortung für die Untaten des NS-Regimes 
 

Deutschland in Internationalen Organisationen 

 

 
 

 

 

EU OECD 

  

Europarat G7 

  

UNO G20 

  

OSZE WTO 

  

NATO Interpol 

 

 
Nation Brands Index 2021:  
Deutschland hat weltweit bestes Image, Ansehen der USA erholt sich langsam 
 
Deutschland behauptet zum fünften Mal in Folge die Spitzenposition im Anholt-Ipsos Nation Brands Index 
(NBI), eine Ipsos-Studie in Zusammenarbeit mit Politikberater Anholt, die jährlich das Markenimage von 
weltweit 60 Nationen ermittelt. Untersucht wird die aktuelle Reputation eines Landes anhand der sechs 
Kategorien Einwanderung und Investitionen, Exporte, Kultur, Menschen, Regierung und Tourismus.  
Die Rangliste wird nach den Jahren 2008, 2014, 2017, 2018, 2019 und 2020 bereits zum siebten Mal von 
der ›Marke Deutschland‹ angeführt. Mit Ausnahme des erneuten Spitzenreiters kommt es bei den restli-
chen Top 10 Nationen im Vergleich zum Vorjahr jedoch zu deutlichen Verschiebungen. 
 

 
 
Quelle: https://www.ipsos.com/de-de/nation-brands-index-2021-deutschland-hat-weltweit-bestes-image-ansehen-der-usa-erholt-sich-langsam  
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Dem Bundeskanzler oder der Bundeskanzlerin kommt in Deutschland gemäß dem Grundgesetz eine 
herausragende Stellung zu. In Medien und der politischen Diskussion ist der Kanzler ein täglicher Gast. 
Doch was hat der Bundeskanzler eigentlich für Befugnisse und wie wird das Amt gewählt? Unsicherhei-
ten bei diesen und weiteren Fragen beseitigen wir in diesem Beitrag. Um Bundeskanzler werden zu 
können, muss man mindestens 18 Jahre alt sein und über die deutsche Staatsbürgerschaft verfügen. 
Hingegen ist es nicht erforderlich, dass man ein Mitglied des Bundestages ist. Der Bundeskanzler wird 
nach Art. 63 I Grundgesetz (GG) auf Vorschlag des Bundespräsidenten ohne Aussprache gewählt. Bei 
seinem Vorschlag ist der Bundespräsident zwar frei, er wird sich aber regelmäßig an den Mehrheitsver-
hältnissen im Bundestag orientieren, denn dieser muss ihn wählen. Die Macht liegt somit beim Parla-ment. 
Die Rolle des Bundespräsidenten hebt die Bedeutung des Bundeskanzleramts im politischen Pro-zess 
besonders hervor. 
 

 

 

  

   
 

 
 
Für die Wahl des Bundeskanzlers ist eine absolute Mehrheit erfor-
derlich. Dies bedeutet, dass er von der Mehrheit der Bundestags-
mitglieder gewählt werden muss. Der so gewählte Kandidat wird 
dann vom Bundespräsidenten zum Kanzler ernannt. Dieses Ver-
fahren wird als erste Wahlphase bezeichnet. Bisher hat sich jeder 
Bundespräsident an die Mehrheitsverhältnisse im Bundestag 
orientiert und alle Bundeskanzler wurden innerhalb der 1. Wahl-
runde gewählt. Doch was würde passieren, wenn der Kandidat 
nicht die absolute Mehrheit erhält? 
 
Es kommt zur zweite Wahlphase. Danach kann der Bundestag 
innerhalb von 14 Tagen mit mehr als der Hälfte seiner Mitglieder 
den Bundeskanzler wählen. Dafür muss aber 1/4 der Mitglieder des 
Bundestags einen Kandidaten vorschlagen. Da diese Hürde 
durchaus hoch sein kann, da es in einem Mehrparteiensystem auf 
die Sitzverteilung im Parlament ankommt, sei auf die „kann“-For-
mulierung aufmerksam gemacht. Es muss nicht zwangsläufig zu 
einer 2. Abstimmung im Parlament kommen. 
 
Verläuft auch die zweite Wahlphase nicht erfolgreich, wird inner-
halb der dritten Wahlphase derjenige durch den Bundestag ge-
wählt, der die meisten Stimmen erhält. Der Bundespräsident muss 
den Kandidaten dabei innerhalb von 7 Tagen zum Bundeskanzler 
ernennen, sofern er die absolute Mehrheit der Stimmen der Mit-
glieder des Bundestages erlangt hat. Wird diese Mehrheit durch 
den Gewählten nicht erreicht, muss der Bundespräsident ihn 
innerhalb von sieben Tagen zum „Minderheitenkanzler“ ernennen 
oder den Bundestag auflösen. 
 
Bei der Amtsübernahme hat der Bundeskanzler schließlich noch 
den in Art. 56 GG in Verbindung mit Art. 64 II GG genannten 
Amtseid zu leisten, der mit oder ohne religiöse Beteuerung erfolgen 
kann. 
 
Quelle: https://www.lecturio.de/magazin/bundeskanzler/  

 

Die starke Stellung des Bundeskanzlers 

Organisationsgewalt 

 

Personalgewalt 

Bestimmt über Anzahl und 
Fachzuschnitt der jeweiligen 

Ministerien 

Bestimmt gemäß Artikel 64 
GG die Bundesminister 

Der Bundeskanzler hat die Richtlinienkompetenz und das letzte Wort 
bei Sachentscheidungen und Meinungsverschiedenheiten der Minister 

Im Verteidigungsfall erlangt der Bundekanzler die Befehls- und 
Kommandogewalt über die Streitkräfte 
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Der Bundesrat ist neben dem Bundespräsidenten, 

dem Bundestag, der Bundesregierung und dem 

Bundesverfassungsgericht eines der fünf ständigen 

Verfassungsorgane des Bundes und neben dem 

Bundestag ein weiteres 

Gesetzgebungsorgan. 

Der Bundesrat ist das Bindeglied zwischen dem Bund 

und den Ländern. Durch ihn können die Länder 

an der Gesetzgebung und Verwaltung des Bundes und in EU-Angelegenheiten mitwirken. 

Der Bundesrat ist an allen Gesetzgebungsverfahren des Bundes beteiligt. Über die Hälfte aller Bundesge-

setze können nur mit seiner ausdrücklichen Zustimmung in Kraft treten. Dadurch übt er einen 

beträchtlichen Einfluss auf die Gesetzgebung des Bundes aus. 

Die Vollversammlung des Bundesrates ist das Plenum. Es ist dazu berufen, verbindliche Beschlüsse zu 

fassen. Der Bundesrat hat 69 ordentliche und - je nach Größe der Landesregierungen - etwa 130 

stellvertretende Mitglieder. Die stellvertretenden Mitglieder sind in Rechten und Pflichten den ordentlichen 

Mitgliedern gleichgestellt. 

Die Länder haben ein abgestuftes Stimmengewicht. Es orientiert sich an der Einwohnerzahl: 
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Gesellschaft Gender Mainstreaming 

 
Der englische Ausdruck gender bezeichnet das soziale oder psychologische Geschlecht einer Person im 
Unterschied zu ihrem biologischen Geschlecht (engl. sex), eine Unterscheidung, die heute auch im 
Deutschen gängig ist. Gender wird mithin als durch Menschen gemachte, soziale Realität gesehen und 
nicht als natürlich gegebenes Faktum. Diese Form der Geschlechtlichkeit entsteht und verändert sich 
gesellschaftlich, also in der Interaktion zwischen Individuum, Gruppe und Gesellschaft. 
 
„Mainstreaming“ (von engl. mainstream „Hauptströmung“) bezeichnet die Strategie, ein Thema in den 
„Hauptstrom“ der Politik zu bringen. Konkret bedeutet Gender-Mainstreaming nach der Definition der 
Vereinten Nationen, bei jeder staatlichen Aktion grundsätzlich auch die geschlechtsspezifischen Folgen 
abzuschätzen und zu bewerten. Die Strategie zielt auf eine Gleichstellung der Geschlechter in allen 
gesellschaftlichen Bereichen, um so dem Fortbestehen von Geschlechterungleichheit entgegenzuwirken. 
Entsprechend wird Gender-Mainstreaming auch als Querschnittsaufgabe verstanden, die nicht nur einen 
bestimmten Bereich in einer Organisation anbelangt, etwa eine Gleichstellungsbeauftragte, sondern sich 
an alle Menschen in dieser Organisation richtet. 
 
Gender-Mainstreaming wird oft mit „durchgängige Gleichstellungsorientierung“ übersetzt. Bei den Behör-
den der Europäischen Union werden für die Übersetzungen auch folgende Formulierungen verwendet: 
„geschlechtersensible Folgenabschätzung“, „gleichstellungsorientierte Politik“ oder „Gleichstellungspoli-
tik“. Mit Bezug auf die zentrale Formel der Pekinger Weltfrauenkonferenz von 1995 – „mainstreaming a 
gender perspective in all policies and programmes“ – kann Gender-Mainstreaming auch mit „umfassen-
der Implementierung einer Gender-Perspektive“ übersetzt werden. 
 
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Gender-Mainstreaming  
 

 
 
Bis zur vollen Gleichberechtigung von Frauen ist es in Europa noch ein weiter Weg. Das geht aus dem 
Gleichstellungsindex 2021 des Europäischen Instituts für Gleichstellungsfragen hervor, der sich auf Daten 
für das Jahr 2019 bezieht. Der Index wird aus dem Abschneiden der EU-Länder in sechs Katego-rien 



gebildet: Arbeit, Geld, Bildung, Zeit, Macht und Gesundheit. Hinzu kommen Faktoren wie etwa Gewalt 
gegen Frauen. Deutschland liegt mit 68,6 von 100 möglichen Punkten auf Rang 10. An der Spitze des 
Gleichstellungsrankings steht Schweden vor Dänemark und den Niederlanden. Wie langsam die 
Entwicklung voranschreitet, zeigt der Indexwert für die gesamte EU. Waren es im Gleichstellungsin-dex 
2015 64,4 Punkte, sind es sechs Berichte später gerade einmal 3,6 Punkte mehr. 
 
Quelle: https://de.statista.com/infografik/19699/gender-equality-index-eu-laender/ 
 

 
 
Der Anteil von Frauen unter den weltweiten Nobelpreisträger:innen hat zugenommen, aber die prestige-
trächtige Auszeichnung ist noch weit von einer Gleichstellung der Geschlechter entfernt, was die Unter-
repräsentation von Frauen in den Wissenschaften, aber auch in einflussreichen Positionen in den 
Geisteswissenschaften deutlich macht. Während in den 20 Jahren zwischen 1902 und 1921 nur etwa vier 
Prozent der Nobelpreisträger:innen Frauen waren, lag dieser Anteil zwischen 2002 und 2021 immerhin 
bei 12,4 Prozent. 
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Im Leben spielen andere Faktoren als das Bruttoinlandsprodukt eine 
entscheidende Rolle – Mit dem Better Life Index der OECD lässt sich das 
gesellschaftliche Wohlergehen in den verschiedenen Ländern anhand von 
elf Themenfeldern vergleichen, die von der OECD sowohl in Bezug auf die 
materiellen Lebensbedingungen als auch für die Lebensqualität insgesamt 
als äußerst wichtig identifiziert wurden. 

 
Rufe im Internet die Seite https://www.oecdbetterlifeindex.org/de/# auf und ergänze 
die elf Themenbereiche des Better Life Index: 
 

 

 

Wohnverhältnisse 
 
 

Einkommen 
 
 
Beschäftigung 
 
 

Gemeinsinn 
 
 
Bildung 
 
 

Umwelt 
 
 
Zivilengagement 
 
 
Gesundheit 
 

 
Lebenszufriedenheit 
 
 
Sicherheit 
 

 
Work-Life-Balance 

Deutschland schneidet im Vergleich zu anderen Ländern des Better Life Index nach vielen Messgrößen 
der Lebensqualität gut ab. 
 

Gib die vier Themenbereiche mit den besten Zahlen für Deutschland an: 
 

Punkte Themenbereich 

8,9 Beschäftigung 

8,3 Sicherheit 

8,1 Lebenszufriedenheit 

8,0 Work-Life-Balance 
 

 
 
Lebenszufriedenheit ist eine subjektive Einschätzung, ob und in welchem Maß man mit den Lebensbe-
dingungen im eigenen Umfeld zufrieden ist. Die Lebenszufriedenheit setzt sich aus vielen verschiedenen 
Elementen zusammen, beginnend bei angeborenen Persönlichkeitsmerkmalen und der Prägung im Kin-
desalter. Hier haben zum Beispiel Extrovertiertheit, Ängstlichkeit und Intelligenz ihre genetische Grund-
lage; solche Persönlichkeitsmerkmale, die auch auf die Bewertung der eigenen Lebenslage abstrahlen, 
werden in den frühen Jahren der Kindheit und Jugend geprägt. Darüber hinaus wird die Lebenszufrie-
denheit durch äußere Bedingungen beeinflusst, wie beispielsweise aktuelle und frühere Lebensumstän-
de, Partnerschaften, Beruf, Einkommen/Vermögen und Gesundheit. Von Bedeutung sind schließlich auch 
übergeordnete Rahmenbedingungen, wie zum Beispiel politische Systeme oder Umweltfaktoren. Die 
eigene Einschätzung ist dabei stark von aktuellen Lebensumständen, individuellen Ansprüchen und 
Erwartungen abhängig. Insgesamt resultiert die Lebenszufriedenheit somit aus einer Kombination von 
inneren Eigenschaften und äußeren Umständen sowie regionalen Eigenarten und der Mentalität der 
Menschen. 
 
Quelle: https://www.bpb.de/themen/deutsche-einheit/lange-wege-der-deutschen-einheit/47331/lebenszufriedenheit-und-subjektives-
wohlbefinden/  
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Migration bedeutet, dass Menschen innerhalb eines Landes oder über 
Staatsgrenzen hinweg an einen anderen Ort ziehen. Migrant*innen sind 
sowohl Flüchtlinge als auch freiwillige Auswanderer*innen. Meist 
bezeichnen wir mit "Migration" jedoch die Situation, wenn jemand sein 
Heimatland freiwillig verlässt, um seine Lebensbedingungen zu 
verbessern. Und unfreiwillige Migration wird meist "Flucht" genannt. 

 

Hauptgründe für Migration 

Arbeitsmigration Flucht vor Gefahren 

Besser Verdienstmöglichkeiten 
Krieg – Seuchen – Hungersnot – 

Gewalt – Unterdrückung – 
Naturkatastrophen 

 
Laut UNHCR waren 2019 weltweit 79,5 Millionen Menschen auf der Flucht, darunter 46 Millionen Vertrie-
bene im eigenen Land. Flucht ist ein Sonderfall von erzwungener Migration. Als Flüchtling nach der Gen-
fer Flüchtlingskonvention von 1951 haben Menschen, die fliehen, Anspruch auf Schutz - wenn sie ver-
folgt werden, wegen ihrer Religion, Ethnie, politischen Überzeugung oder weil sie zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe gehören. Sie dürfen zum Beispiel nicht ausgelesen oder abgeschoben werden. Derzeit 
haben weltweit 26 Millionen diesen Status. 
 

 
EU-weit leben auf Zypern pro 1.000 Einwohner gerechnet die meisten Flüchtlinge und Asylbewerber 
(40,2). Das zeigt die Grafik auf Basis einer Statista-Berechnung, die auf aktuellen Daten des UN-Flücht-
lingshilfswerks UNHCR basiert. Fast überall in Europa sind die Flüchtlingszahlen in den vergangenen 
Jahren gesunken, in Zypern hingegen hat sich die Zahl der Asylbewerber vervielfacht. Die Insel ist eines 
der Schlupflöcher entlang der abgeschotteten europäischen Grenzen. Deutschland liegt mit 17,4 Flücht-
lingen je 1.000 Einwohnern auf dem fünften Rang. In den meisten anderen Ländern liegt die Zahl unter 

10. Eine besonders geringe Anzahl an Flüchtlingen und Asylbewerbern befinden sich in den meisten 
osteuropäischen Staaten.  
Das Asyl bezeichnet einen geschützten Aufenthaltsort und ist ein Begriff für die Aufnahme von Verfolg-
ten. Nach Artikel 16a des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland genießen politisch Verfolgte 
Asyl. Damit wird das Asylrecht in Deutschland nicht nur auf Grund der völkerrechtlichen Verpflichtung aus 
der Genfer Flüchtlingskonvention von 1951 gewährt, sondern hat als Grundrecht Verfassungsrang. Es ist 
das einzige Grundrecht, das nur Ausländern zusteht. Kommt ein Mensch nach Deutschland, um Asyl zu 
suchen, heißt er "Asylsuchender". Sobald er beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) Asyl 
beantragt, wird er zum "Asylbewerber". Kann er nachweisen, dass er aus politischen Grün-den in seiner 
Heimat vom Staat verfolgt wird, erhält er Asyl. Er ist dann ein "Asylberechtigter". Beim Flüchtlingsschutz 
nach der Genfer Flüchtlingskonvention sind die Anforderungen etwas geringer als beim Asyl. Die 
Verfolgung muss nicht vom Staat ausgehen. Das gilt zum Beispiel für Syrer, die vor der Terrormiliz 
"Islamischer Staat" geflohen sind. Wird im Asylverfahren festgestellt, dass der Bewerber das Recht auf 
Flüchtlingsschutz hat, wird er als Flüchtling anerkannt. Darüber hinaus kann Deutschland auch Menschen 
Schutz gewähren, wenn zu befürchten ist, dass ihr Leben im Herkunftsland bedroht ist. Das nennt sich 
"subsidiärer Schutz". 
  
Quelle: https://de.statista.com/infografik/18439/fluechtlinge-und-asylbewerber-in-eu-laendern/  
 

 
 

 
 

       
 


